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Klimapolitik - noch schlechter als ihr Ruf

Viele Menschen auf der ganzen Welt machen sich Sorgen über die Erderwärmung. Zu Recht: Die
Wissenschaft gibt immer dramatischere Prognosen über die immensen Schäden des
Klimawandels ab. Die Auswirkungen sind aber längst bemerkbar. Dafür tut sich erstaunlich
wenig in Sachen Schadstoffreduktion: Kaum ein Staat senkt den Ausstoß tatsächlich. Und was
auf nationaler und internationaler Bühne angekündigt wird, bleibt weit hinter dem Pariser
Klimaabkommen zurück.

Der weltweite Protest von Fridays For Future fordert von der Politik ein, das einzuhalten, was sie
sich vorgenommen hat. Dafür kriegt er viel Lob und Unterstützung. Komischerweise auch von
denen, die der Protest kritisiert. Die Lage ist ernst. Da wäre es klug, sich damit auseinander zu
setzen, an wen man da appelliert. 30 Jahre Klimapolitik – deren Ergebnisse und Gründe – geben
Aufschluss darüber, dass der Staat kein guter Ansprechpartner ist, wenn es darum geht, die
natürlichen Grundlagen des Lebens zu retten.

Mensch und Natur - wofür sind sie gut?

Mittlerweile hat es sich bei vielen rumgesprochen: Wenn die Erderwärmung gebremst werden
soll, müsste sich ziemlich viel ändern. Der Ausgangspunkt der Klimapolitik waren und sind –
trotz aller moralischen Appelle in Sachen Urlaubs-Flugreisen und Avocados – die
kapitalistischen Unternehmen. Von denen hängt das gesamte Leben (Lohn, Steuern,
Staatsschulden, Qualität einer Währung) einer bürgerlichen Volkswirtschaft ab. Daran will keine
verantwortungsbewusste Regierung von links bis rechts etwas ändern.

Dass „die Wirtschaft“ florieren muss, da sind sich alle einig. Und das geht so: Unternehmen
wollen mit dem, was sie herstellen, mehr einnehmen, als sie dafür ausgegeben haben. Dafür wird
Einkauf, Produktion und Verkauf darauf getrimmt, dass ein Gewinn rauskommt und am besten
steigt. Lohnarbeiter*innen bekommen das zu spüren, wenn sie für weniger, gleichen und
manchmal auch mehr Lohn immer mehr zu leisten haben. Genauso gehen Unternehmen auch mit
der Natur um: Herausholen, was geht, so günstig wie möglich. Energie- und Rohstoffgewinnung
und Abfallentsorgung sind nur Kostenpunkte. Vergiftung der Böden, Flüsse und auch der
Atmosphäre kostet die Unternehmen erstmal nichts.

Recycling wird dann gemacht, wenn es sich lohnt, z. B. wenn die Rohstoffe teuer sind – aber
wenn nicht, dann nicht. Energie einsparen für den gleichen Output wird dann gemacht, wenn es
sich lohnt – wenn nicht, dann nicht. Damit die Geldvermehrung immer umfangreicher vollzogen
werden kann, muss die Produktion immer weiter wachsen und damit letztlich auch der
Energieverbrauch. Das alles liegt nicht daran, dass Unternehmer*innen oder Manager*innen zu
doof oder zu gierig sind.Sondern daran, wie die Wirtschaft hierzulande organisiert ist und was ihr

Zweck ist: Private Gewinnvermehrung mittels Produktion für den zahlungsfähigen Bedarf.1

Die Wirtschaft - wofür ist die gut?

Auch die Politik ist nicht blind, konfliktscheu oder korrupt, wenn sie genau dieses Wirt-
schaftswachstum auf Kosten von Mensch und Natur fördert. Die Staaten (und Regierungen) der
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Welt setzen auf die kapitalistische Produktion als eine historisch unvergleichbare Machtquelle.
Nie zuvor hat eine Produktion einer Herrschaft soviel Reichtum zugespielt, um ihre Zwecke zu
verwirklichen. Von A wie Arbeitsagentur bis Z wie Zulassungsstelle benutzt der Staat das
Steuergeld, um die Gesellschaft und damit die Geldvermehrung am Laufen zu halten. Damit
diese gut und immer besser funktioniert, kümmern sich Staaten darum, dass für die Unternehmen
genug Energie zuverlässig und billig vorhanden ist. Und dass ihren Unternehmen die ganze Welt
als Markt offen steht. Man denke nur an Deutschland mit seiner Autoindustrie, die ihre Karren
weltweit absetzt.

Das gleiche Interesse haben andere Staaten für ihre Wirtschaft auch. In der daraus resultierenden
Konkurrenz, versucht jeder Staat, sich andere Staaten unterzuordnen: In Handelsverträgen
versuchen sie der eigenen Wirtschaft möglichst viele Vorteile zu verschaffen. Der Staat macht
sich zum Mittel seiner kapitalistischen Wirtschaft, weil er dadurch stark (die Grünen würden
sagen „handlungsfähig“) wird. Der Erfolg der heimischen Wirtschaft ist dabei wiederum das
Mittel der Staaten, um sich gegen andere Staaten durchzusetzen. In dieser Konkurrenz um Über-
und Unterordnung, die für den Erfolg der eigenen Unternehmen geführt wird, ist der Erfolg der
eigenen Wirtschaft das entscheidende Machtmittel. Nicht umsonst haben in der Regel
Wirtschaftsmächte auch am meisten zu sagen in der Welt.

Umweltschutz - was kostet der Abfall?

Dass die Umwelt bei diesem volkswirtschaftlichen Programm vor die Hunde geht, wird dabei
durchaus wahrgenommen. Mehr Leute, die sterben oder Landstriche, die nicht mehr ohne
weiteres benutzt werden können, werden hochgerechnet in Kosten für die Volkswirtschaft. Wo
die Unternehmen die Menschen und die Umwelt eher als Umsonstladen benutzen, sorgt sich der
Staat darum, dass beides auch morgen noch für ihn und die Wirtschaft zur Verfügung steht –
deshalb macht er Sozial- und Umweltpolitik.

Dabei hat der Staat ein Problem: Das kostet Geld, ist „eine Belastung für die Wirtschaft“ und
verhindert manches profitable Geschäft (z.B. Verbot von unkonventionellen Fracking in
Deutschland). Dem Staat stellt sich deshalb immer die Frage, ob das wirklich sein muss. Im
Ergebnis wird dann umwelttechnisch manchmal einfach gar nichts gemacht, und stattdessen in
öffentlichen Reden die Schädengeleugnet oder kleingeredet. Wenn dann doch was gemacht wird,
dann zumeist so: Den Unternehmen wird möglichst viel Zeit gelassen, sich möglichst günstig
entsprechend der neuen Vorgaben umzustellen. Im Laufe der Zeit werden dann mal Grenzwerte
festgelegt, mal bekommen Verschmutzungen einen Preis – Emissionshandel oder CO2-Steuer.

Klimapolitik - was kostet die Welt?

Wenn die Regierungen der Welt zusammen kommen, um gegen den Klimawandel etwas zu
unternehmen, dann sind sie sich in der Regel uneinig. Erstens ganz fundamental darin, wie
dringend gehandelt werden muss, denn bis zu welcher Grenze die Erwärmung der Erde noch zu
akzeptieren ist, stellt sich für Staaten höchst unterschiedlich dar. Für viele kleine Inselstaaten sind
schon 1,5 Grad globale Erwärmung zu viel. Für Länder wie Russland geht selbst eine Erwärmung
um 2 Grad sogar mit allerlei erhofften Vorteilen einher. Staaten sind sehr unterschiedlich von den

Folgen des Klimawandels betroffen.2

Zweitens verfolgen sie unterschiedliche Klimaschutzstrategien, die sich oft genug widersprechen
und wechselseitig behindern. Denn Staaten verfolgen bestimmte Klimaschutzmaßnahmen sehr
gerne und andere wiederum überhaupt nicht – je nach Vorteil für die nationale Wirtschaft. So ist



für die meisten Industriestaaten die Abhängigkeit von Öl- und Gaslieferländern schon länger eine
ärgerliche Nebenwirkung ihrer Energiepolitik. Die Erzeugung von Energie jenseits von
Verbrennung von Öl und Gas ist deshalb für diese Staaten interessant – und zwar erstmal völlig
unabhängig von der Klimapolitik. Zur unabhängigen Energieversorgung der nationalen
Wirtschaft setzen deshalb manche Staaten auf die Förderung von erneuerbaren Energien. Je
unabhängiger man sich von anderen Energielieferanten macht, desto besser kann man gute Öl-
und Gaspreise bei den Lieferländern aushandeln.

Wenn dann in diesem Sinne eine neue Industrie aufgebaut wird, ist sofort der
wirtschaftspolitische Gedanke da, daraus einen Exportschlager zu machen, wie es mit der
Solarenergie in Deutschland bis 2012 versucht wurde. Chinas Solartechnikproduktion erwies sich
dann aber als konkurrenzfähiger. Eine entschiedene Förderung der Solarenergie in Deutschland
kam jetzt nicht mehr in Frage. Öl- und Gasstaaten und die Transitländer der Rohstoffe finden
hingegen die neue Energiepolitik der Industriestaaten naturgemäß nicht gut. Andere Staaten
sehen wiederum eine Chance, durch die Bereitstellung großer Flächen für Biomasse und
Solarfelder wenigstens ein bisschen Miete von den kapitalistischen Großmächten bzw. von deren
Unternehmerschaft abzugreifen.

Gibt es in einer Wirtschaft entscheidende Schlüsselindustrien – wie in Deutschland die
Autoindustrie – sorgt das für Widerstand gegen Maßnahmen, die diese Industrie gefährden.
Daher trat die deutsche Regierung, egal ob CDU/SPD, CDU/FDP oder SPD/Grüne, immer
wieder auf die Bremse, wenn Frankreich hier ein paar weitergehende Klimaschutzmaßnahmen
vorschlug. Anders verhält es sich, wenn der deutschen Autoindustrie ihr Spitzenplatz streitig
gemacht werden soll, zum Beispiel wenn China die Klimafrage nutzt, um mit nationalen E-Auto-
Vorgaben endlich selbst einen Weltautokonzern auf die Beine zu stellen. Da will sich VW nicht
abhängen lassen - zu aussichtsreich sind die Absatzchancen in China und darüber hinaus. Das
leuchtet auch der Bundesregierung ein, die das Unterfangen unterstützt, bspw. indem sie den
Ausbau von Ladestationen beschleunigt.

Fazit - Mit Klimapolitik in die Klimakrise?

So ging und geht die Klimapolitik voran. Maßnahmen, die Kostennachteile für die eigene
Volkswirtschaft bringen, werden schlichtweg vermieden. Maßnahmen, die die eigene
Volkswirtschaft voranbringen, zum Beispiel wenn sie Absatzmärkte für eigene „grüne“
Weltmarkt-Champions eröffnen, werden durchgezogen. Der technische Fortschritt ist dabei als
Mittel für neues kapitalistisches Wachstum wie immer voll eingeplant – einmal als Mittel für
Weltmarktexpansionen nationaler Produkte, und einmal als Hoffnungsträger für zukünftige
technische Innovationen. So besteht in der Politik die leise Hoffnung, dass mit einer Erfindung
„made in Germany“ der Klimawandel oder seine Folgen abgewendet werden können. Dann
erübrigen sich auch Entscheidungen, die schwer fallen, zum Beispiel strenge Emissionsgrenzen.

Das alles meint Merkel, wenn sie die Klimaproteste für ihr ehrenwertes Anliegen lobt und
zugleich daran erinnert, dass vieles zu bedenken ist. „Wir müssen Arbeitsplätze und
Wirtschaftskraft auf der einen Seite mit den Zielen des Klimaschutzes versöhnen.“ Und etwas
anderes ist auch nicht abzusehen, wenn sich derzeit Bündnis90/Die Grünen fit für die
Machtübernahme machen. Trittin als Umweltminister hat in dieser Hinsicht schon mal gezeigt,
was zu erwarten ist (Atomausstieg mit langen Laufzeiten, Abwehr von Vorschlägen aus
Frankreich für weitergehende Klima-Ziele).



 Klimapolitik geht also, aber sie geht in einer kapitalistischen Nationalökonomie eben so. Dass
das ausreichen würde, um Kipppunkte zu vermeiden, ist nicht sehr wahrscheinlich. Von daher ist
eine Umweltbewegung, die sich an die Politik wendet, verkehrt. Vielleicht werden durch die
Klimapolitik dauerhaft klimaschädliche Stoffe reduziert. Sehr wahrscheinlich ist das nicht. Und
wenn, dann mit allen beschriebenen Nebenwirkungen moderner Politik. Es steht daher an, sich
gegen die Zwecke und Ziele der herrschenden Politik zu richten. Appelle an Politik und
Wirtschaft der Sorte „strengt euch bitte mehr an“ sind dagegen völlig fehl am Platze.

Ein überarbeitetes Flugblatt, das anlässlich der Klimaproteste am 29.11.2019 verteilt wurde.

1Eine verständliche Einführung in den Kapitalismus ist das Buch „Die Misere hat System:
Kapitalismus“. Kostenlos als PDF und gegen Spende zu bestellen auf: http://gegner.in.

2Dass mit 1,5 Grad bereits Kipppunkte eintreten, die den weiteren Temperaturanstieg
unkalkulierbar machen, ist ein Risiko, das sie in Wahrscheinlichkeitsrechnungen relativ zu den
Chancen abwägen.
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